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AN
Alle  Bürgermeister,  Gemeinderäte,  Waldbesitzer,
Planungsverbände
und  Betreiberfirmen,  die  Windkraftanlagen  in  deutschen
Wäldern
planen, befürworten oder dulden.

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wenden uns heute an Sie – nicht mit einer Petition,
nicht  mit  einer  Unterschriftenliste,  nicht  mit  dem
üblichen Schreiben, das man liest, abheftet und vergisst.
Wir wenden uns an Sie mit einer Frage, die wir Ihnen di-
rekt,  persönlich  und  ohne  diplomatische  Umschreibung
stellen möchten: Was genau rechtfertigt es, unsere Wälder
für Windräder zu opfern, deren wirtschaftliche Grundlage
längst weggefallen ist?

Wir sind Bürgerinnen und Bürger. Wir wohnen in den Gemein-
den, in denen Sie Entscheidungen treffen. Wir bezahlen
mit unseren Steuern die Fördergelder, mit denen Windpark-
betreiber über Jahrzehnte alimentiert wurden. Und wir ge-
hen in die Wälder, die Sie gerade dabei sind, unwieder-
bringlich zu zerstören. Wir kennen diese Wälder. Wir ken-
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nen die Bäume, die Wege, das Licht zwischen den Stämmen
am frühen Morgen. Und wir werden nicht schweigen, während
man uns erzählt, das alles sei ein notwendiges Opfer für
die Energiewende.

An die Bürgermeister und Gemeinderäte

Sie wurden gewählt, um Ihre Gemeinde zu vertreten. Nicht
die Interessen von Projektentwicklern, die mit fertig
gezeichneten Plänen in Ihre Büros kommen. Nicht die In-
teressen von Fonds, die Rendite suchen und dafür Win-
dräder in Schwachwindgebiete stellen wollen, in denen sie
sich nach allen aktuellen Marktdaten schlicht nicht rech-
nen.

Wir wissen, dass Sie unter Druck stehen. Wir wissen, dass
Flächenziele von oben vorgegeben werden, dass Bundesge-
setze Genehmigungsverfahren beschleunigen sollen, dass Ih-
nen mancherorts gesagt wird, Sie hätten gar keine Wahl.
Doch Sie haben eine Wahl. Sie haben die Pflicht, genau
hinzuschauen. Sie haben die Pflicht, Zahlen zu prüfen –
und nicht einfach zu unterschreiben, was man Ihnen vor-
legt.

Haben  Sie  die  aktuellen  Ausschreibungsergebnisse  der
Bundesnetzagentur  gesehen?  Wissen  Sie,  dass  der
anzulegende Wert für Windstrom von 11,39 Cent auf 9,39
Cent pro Kilowattstunde gefallen ist – ein Einbruch von
18 Prozent? Wissen Sie, dass im vergangenen Jahr 652
Stunden Negativstrompreise registriert wurden, in denen
Windkraftbetreiber  keine  EEG-Förderung  mehr  erhalten?
Wissen Sie, was das für die Rentabilität der Projekte
bedeutet, die man Ihnen gerade zur Genehmigung vorlegt?

Falls Sie das nicht wissen: Das ist ein Problem. Denn es
bedeutet, dass die Kalkulationen, die Ihnen Projekten-
twickler  präsentieren,  auf  Annahmen  beruhen,  die  der
Markt längst widerlegt hat. Wenn der Betreiber in die In-
solvenz geht, bleibt der Betonsockel im Waldboden. Der



Rückbau bleibt am Ende an der Gemeinde hängen. An Ihnen.
An uns. Fordern Sie unabhängige Gutachten. Fragen Sie,
was passiert, wenn der Betreiber in zehn Jahren nicht
mehr existiert. Wenn Sie keine zufriedenstellende Antwort
bekommen, dann ist das Ihre Antwort.

An die Waldbesitzer

Wir verstehen Sie. Wirklich. Wer einen Wald besitzt, ken-
nt auch die Last, die damit verbunden ist. Pflegekosten,
Borkenkäfer, Sturmschäden, sinkende Holzpreise. Und dann
kommt jemand und bietet Ihnen eine Pacht, die verlässlich-
er klingt als alles, was der Forst in den letzten Jahren
eingebracht hat. Das ist verlockend. Das wäre es für je-
den.

Aber wir bitten Sie: Lesen Sie den Vertrag. Den ganzen
Vertrag. Lassen Sie ihn von einem unabhängigen Anwalt
prüfen,  der  keinerlei  Verbindung  zur  Windkraftbranche
hat. Schauen Sie genau hin, was in den Klauseln zur Rück-
bauverpflichtung steht – und wer am Ende haftet, wenn das
Geld dafür nicht da ist. Das Risiko, das Sie eingehen,
ist real. Der Windparkentwickler Abo Energy – seit 1996
am Markt, einer der etabliertesten der Branche – hat im
vergangenen  Jahr  erstmals  in  seiner  Geschichte  einen
Jahresverlust eingefahren: 170 Millionen Euro. Was das
für kleinere Betreiber bedeutet, muss man nicht lange erk-
lären.

Ihr Wald ist mehr wert als eine Pacht, die in einem insol-
venten Windparkprojekt endet. Ihr Wald ist das Kapital
Ihrer Familie, vielleicht über Generationen. Er wächst
langsam. Was man in ihm baut, zerstört ihn schnell. Und
was zerstört ist, kommt nicht zurück – nicht in Ihrer
Lebenszeit, nicht in der Ihrer Kinder.

An die Planungsverbände und Regionalplaner

Sie haben eine technische, eine planerische Aufgabe. Wir
respektieren das. Aber Planung bedeutet, die Realität zu



berücksichtigen – und die Realität hat sich verändert.
Schwachwindgebiete in Bayern und Baden-Württemberg lie-
fern nicht die Erträge, die in den Planungsunterlagen ste-
hen. Das ist keine politische Meinung. Das sind Physik
und Finanzmathematik. Eine Windgeschwindigkeit von 5,24
Metern pro Sekunde reicht schlicht nicht aus, um ein
wirtschaftlich tragfähiges Windkraftprojekt zu betreiben.

Wir  fragen  Sie:  Welchen  Sinn  hat  es,  Flächen  für
Windkraftanlagen  auszuweisen,  die  sich  nach  allen
verfügbaren  Daten  nicht  rechnen  werden  –  und  dafür
Waldflächen zu opfern, die ökologisch, klimatisch und
gesellschaftlich von unschätzbarem Wert sind?

Ein Wald bindet CO₂, kühlt seine Umgebung, filtert das
Grundwasser, schützt vor Erosion und bietet Lebensraum
für hunderte Tier- und Pflanzenarten. Ein Windrad in
einem Schwachwindgebiet produziert in einem Drittel der
Zeit gar keinen Strom – und rechtfertigt dafür den dauer-
haften Verlust dieser Ökosystemleistungen. Das ist keine
seriöse Abwägung. Das ist Symbolpolitik auf Kosten der Na-
tur.

An die Projektentwickler und Betreiberfirmen

Mit Ihnen wollen wir besonders direkt sprechen. Denn bei
Ihnen beginnt und endet die Kette, um die es hier geht.
Sie präsentieren Bürgermeistern Hochglanzfolien mit Ver-
sorgungszahlen,  die  jeder  Ingenieur  als  irreführend
bezeichnen  würde.  Sie  beauftragen  Windgutachten  bei
Büros, die erfahrungsgemäß eher im oberen Bereich der
Wahrscheinlichkeitsspanne rechnen. Sie legen Investoren
Verkaufsprospekte vor, in denen auf Seite 16 in kleiner
Schrift steht, dass ein Totalverlust bis hin zur Privatin-
solvenz möglich ist – und auf Seite 2 steht die schöne
Grafik mit den stabilen Erträgen.

Wir fordern Sie auf: Rechnen Sie ehrlich. Stellen Sie



vollständige,  ungeschönte
Wirtschaftlichkeitsberechnungen  zur  Verfügung  –  nicht
nur für Ihre Investoren, sondern auch für die Gemeinden
und Grundstückseigentümer, mit deren Ressourcen Sie Ihre
Projekte umsetzen. Wenn Sie das nicht tun, tun wir es.
Wir werden die Zahlen öffentlich machen.

Sie gehen in die Wälder – unsere Wälder – und fällen
Bäume, die älter sind als Ihr Unternehmen. Sie gießen Be-
tonfundamente, die tiefer reichen als jede Rückbaurück-
lage, die Sie angelegt haben. Wenn das Projekt scheitert,
sind Sie weg. Das Fundament bleibt. Der zerstörte Wald
bleibt. Die Gemeinde bleibt. Und wir bleiben.

Was wir fordern

Wir sind keine Fortschrittsfeinde. Wir wissen, dass die
Energieversorgung sich verändern muss. Aber ein Kompro-
miss bedeutet, dass beide Seiten etwas geben – nicht,
dass Natur, Steuerzahler und Gemeinwohl geben, während
Projektentwickler nehmen.

Wir  fordern  transparente  und  vollständige
Wirtschaftlichkeitsberechnungen für jedes geplante Wind-
kraftprojekt,  geprüft  durch  unabhängige  Stellen  ohne
Verbindung  zur  Windkraftbranche.  Wir  fordern
verbindliche,  ausreichend  finanzierte  Rück-
baubürgschaften, die nicht vom wirtschaftlichen Fortbes-
tand des Betreibers abhängen. Wir fordern ein vollständi-
ges Moratorium für Windkraftanlagen in bewirtschafteten
und natürlichen Wäldern, solange keine belastbaren Alter-
nativstandorte  auf  bereits  versiegelten  Flächen  er-
schlossen wurden. Und wir fordern echte Beteiligung der
betroffenen Bevölkerung – nicht die Scheinbeteiligung ein-
er Infoveranstaltung, auf der alles längst entschieden
ist.



Eine letzte Bitte

Wir schreiben diesen Brief nicht aus Wut, auch wenn die
Wut da ist. Wir schreiben ihn aus Verantwortung. Wir bit-
ten Sie: Gehen Sie in diesen Wald, bevor Sie unter-
schreiben. Nicht mit dem Gutachter, nicht mit dem Projek-
tierer. Allein. Hören Sie, wie es dort klingt. Und fragen
Sie  sich  dann,  ob  das,  was  Sie  planen,  wirklich
unausweichlich  ist.

Wir wissen: Die Zahlen stimmen nicht. Die Entscheidung
ist nicht unausweichlich. Und der Wald ist es wert, ihn
zu retten.

Mit freundlichen, aber unmissverständlichen Grüßen,

O F F E N E R  B R I E F

Bürgerinitiative Pro Natur – Gegen Windräder im Wald
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Dieser offene Brief darf geteilt, zitiert und weitergeleitet werden.

Das  Ende  der
Goldgräberstimmung  –  und

https://buergerinitiative-pronatur.de/das-ende-der-goldgraeberstimmung-und-warum-unsere-waelder-dennoch-in-gefahr-sind/
https://buergerinitiative-pronatur.de/das-ende-der-goldgraeberstimmung-und-warum-unsere-waelder-dennoch-in-gefahr-sind/


warum  unsere  Wälder  dennoch
in Gefahr sind

Windräder rentieren sich kaum noch für ihre Betreiber. Neue
gesetzliche  Regelungen,  sinkende  Einspeisevergütungen  und
hunderte  Stunden  Negativpreise  im  Jahr  zerstören  die
Kalkulation  vieler  Projekte.  Eine  gute  Nachricht  für
Steuerzahler und Natur – aber kein Grund zur Entwarnung.

Es gibt Momente, in denen die Realität die Propaganda einholt.
Nach Jahren, in denen Windkraftprojekte mit Versprechen über
saubere  Energie,  Versorgungssicherheit  und  wirtschaftliche
Prosperität  beworben  wurden,  beginnt  sich  das  Bild  zu
verschieben  –  still,  fast  unbemerkt,  aber  mit  wachsender
Deutlichkeit.  Die  sogenannte  Goldgräberstimmung  in  der
Windkraftbranche ist vorbei. Was bleibt, ist eine nüchterne
Abrechnung:  mit  falschen  Versprechen,  fragwürdigen
Investitionsmodellen  und  einem  politischen  System,  das  den
Bürger – als Steuerzahler und als Waldbewohner – jahrelang für
diese Rechnung hat bezahlen lassen.
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Wer die Zahlen kennt, der weiß schon länger, worum es bei
Windrädern tatsächlich geht. Nicht ums Klima. Nicht um Strom.
Sondern  ums  Geld.  Das  sagen  nicht  wir  –  das  sagen  die
Finanzfachleute aus der Branche selbst. Und genau deshalb ist
die aktuelle Entwicklung so aufschlussreich: Wenn selbst die
Investoren die Reißleine ziehen, dann muss man die Bürgerinnen
und Bürger fragen, wer in all diesen Jahren eigentlich die
Zeche bezahlt hat.

Das Märchen vom Windrad, das 15.000
Menschen versorgt
Auf Informationsveranstaltungen, in Gemeinderatssitzungen, in
Hochglanzbroschüren von Projektentwicklern begegnet uns immer
wieder dieselbe Behauptung: Ein modernes Windrad versorge rund
15.000 Haushalte mit Strom. Ein imposantes Versprechen. Und
ein grundlegend irreführendes.

Denn  Windräder  drehen  sich  nur  dann,  wenn  Wind  weht.  Das
klingt banal – ist es aber nicht, wenn man die Konsequenzen
ernstnimmt. In rund einem Drittel aller Stunden im Jahr steht
ein durchschnittliches Windrad still. Kein Wind, kein Strom.
Wer  in  einem  solchen  Moment  auf  eine  stabile  Versorgung
angewiesen  ist  –  und  das  ist  jeder  Haushalt,  jedes
Krankenhaus, jede Fabrik – der bekommt von diesem Windrad
schlicht gar nichts.

Ein  Windrad  versorgt  keine  15.000  Menschen.  Es  ist  die
absolute Katastrophe für das Stromnetz – weil es nicht den
Strom liefert, den wir brauchen, sondern den, den der Wind
gerade hergibt.

Die  Grundregel  des  Stromnetzes  ist  eisern:  Erzeugung  und
Verbrauch  müssen  zu  jedem  Zeitpunkt  exakt  übereinstimmen.
Nicht annähernd – exakt. Weicht die Frequenz zu stark ab,
schalten sich Netze aus Sicherheitsgründen automatisch ab. Die



Konsequenz einer rein windbasierten Versorgung wäre im besten
Fall  ein  instabiles  Netz  mit  häufigen  Unterbrechungen,  im
schlimmsten Fall das, was bei den Pfalzwerken Realität wurde:
unkontrollierte  Spannungsspitzen,  die  Haushaltsgeräte
zerstören. Das ist kein theoretisches Risiko. Das ist gelebte
Praxis.

Dennoch wird das Märchen von der Windkraft als verlässliche
Energiequelle  weitererzählt.  In  Bürgerversammlungen.  In
Förderanträgen. In der Tagespresse. Und unsere Wälder sollen
dafür herhalten.

Das  Gesetz,  das  die  Rechnung
änderte – und lange überfällig war
Seit dem 1. April letzten Jahres gilt eine neue Regelung, die
lange überfällig war: Wenn der Börsenstrompreis negativ ist –
wenn also so viel Strom im Netz ist, dass man für die Abnahme
sogar bezahlt werden muss – entfällt für Windkraftbetreiber in
diesem Zeitraum die staatliche EEG-Förderung vollständig. Der
anzulegende Wert sinkt auf null.

Klingt technisch. Hat aber massive finanzielle Auswirkungen.
Denn  die  Zahl  der  Stunden  mit  Negativpreisen  explodiert
geradezu: 325 Stunden im Jahr 2023, 520 Stunden im Jahr 2024,
652 Stunden im vergangenen Jahr. Eine Entwicklung, die sich
mit dem weiteren Ausbau erneuerbarer Energien fortsetzen und
sogar verschärfen dürfte.

Jahr Stunden mit Negativpreisen

2023 325 Stunden

2024 520 Stunden

2025 652 Stunden

Ertragsverlust Windkraft – 7,64 %

Eingesparte EEG-Förderung 688 Millionen Euro



Hätte diese Regelung bereits im vergangenen Jahr vollständig
gegolten, hätten die Steuerzahler allein bei Windkraft-Onshore
rund 688 Millionen Euro weniger Fördergelder zahlen müssen.
Das ist begrüßenswert – und zeigt zugleich, wie viele Jahre
lang Geld aus dem EEG-Konto in Taschen geflossen ist, die es
nicht gebraucht haben. Wind hat uns als Gemeinschaft zuletzt 3
Milliarden  Euro  netto  gekostet.  Solar  sogar  fast  10
Milliarden.  Und  das  in  einem  einzigen  Jahr.

Man  muss  sich  das  auf  der  Zunge  zergehen  lassen:  Der
Steuerzahler hat jahrelang für Strom gezahlt, den er oft nicht
brauchte  –  und  in  manchen  Stunden  sogar  dafür,  ihn
loszuwerden. Alles im Namen der Energiewende. Alles zulasten
unserer Wälder.

Der Wettbewerb, der keine Gewinner
mehr kennt
Zu  den  veränderten  Förderbedingungen  kommt  ein  zweiter,
struktureller  Einbruch:  die  Ausschreibungsrunden  der
Bundesnetzagentur. Bei der Auktion vom 1. November vergangenen
Jahres wurden 3.450 Megawatt ausgeschrieben. Beworben haben
sich  Projekte  mit  zusammen  über  8.000  Megawatt.  Das
Verhältnis: mehr als doppelt so viel Angebot wie Nachfrage.

In einem solchen Wettbewerb gewinnt nicht das beste Projekt –
sondern  das  billigste.  Wer  früher  mit  7,35  Cent  pro
Kilowattstunde kalkuliert hatte, bekam keinen Zuschlag mehr.
Nur wer auf 6 Cent oder weniger heruntergegangen war, hatte
noch eine Chance. Der durchschnittliche anzulegende Wert fiel
von 11,39 Cent auf 9,39 Cent – ein Rückgang von 18 Prozent.
Diese 18 Prozent weniger Einnahmen kommen zusätzlich zu den
7,64 Prozent Verlust durch die Negativstunden. Wer jetzt noch
rechnet, merkt schnell: Die Projekte, die derzeit in unseren
Gemeinden beworben werden, wurden auf Grundlage von Zahlen
kalkuliert, die so nicht mehr gelten.



Gemeinden, die einen Bürgermeister haben, der diesen Projekten
vertraut, sollten sehr genau nachfragen, mit welchen Annahmen
heute noch gerechnet wird.

Ein  konkretes  Windrad,  eine
ehrliche Rechnung
Abstrakte  Zahlen  überzeugen  oft  weniger  als  ein  konkretes
Beispiel. Nehmen wir einen realen Fall: den Bürgerwindpark
Rietholz,  gelegen  zwischen  Bad  Aibling  und  München.  Ein
Windrad,  Gesamtkosten  von  9,5  Millionen  Euro,  davon  2,1
Millionen Eigenkapital und 7,3 Millionen Bankdarlehen. Nach
der ursprünglichen Kalkulation – mit einer Windgeschwindigkeit
von 5,24 Metern pro Sekunde, einem bereits sportlichen Ansatz
für eine Schwachwindregion – ergab sich eine Rendite von rund
4,16 Prozent über 20 Jahre.

Nach den neuen Regelungen sieht die Rechnung anders aus. Statt
einer  Million  Euro  Umsatz  im  ersten  vollen  Betriebsjahr
bleiben noch 743.000 Euro – bei gleichbleibenden Betriebs-,
Zins- und Tilgungskosten. Über 20 Jahre summiert sich das auf
ein Minus von knapp 500.000 Euro. Wer 2,1 Millionen investiert
und am Ende einen Verlust von fast einer halben Million hält,
hat nicht investiert – der hat sein Geld verbrannt.

Du  investierst  2,15  Millionen  Euro  und  bekommst  am  Ende
234.000 Euro zurück. Nicht als Rendite – als Gesamtrückfluss.
Das ist kein Investment. Das ist Kapitalvernichtung.

Noch brisanter ist, was in bestimmten Jahren passiert: Wenn
die Tilgungsraten so liegen, dass im gleichen Jahr kein Gewinn
erwirtschaftet werden kann, kommt die Bank. Und wenn die Bank
kommt  und  keine  Liquidität  da  ist,  folgt  die
Zwangsversteigerung.  Der  Grundstückseigentümer  –  oft  ein
Bauer,  der  glaubte,  mit  dem  Windrad  ein  sicheres
Zusatzeinkommen zu haben – sitzt am Ende auf einem maroden



Betonsockel,  für  dessen  Rückbau  kaum  Rücklagen  gebildet
wurden. Denn die Rückbaurücklage wächst langsam: Im siebten
Betriebsjahr  wären  es  vielleicht  15.000  Euro.  Ein  Rückbau
kostet ein Vielfaches davon.

Wenn Konzerne Verluste machen – und
trotzdem weiterplanen
Man  könnte  meinen,  die  Branche  ziehe  Lehren.  Der  große
Windparkentwickler  Abo  Energy  liefert  das  Gegenteil:  Das
Unternehmen  –  seit  1996  am  Markt  und  bis  dato  ohne
Jahresverlust  –  hat  erstmals  rote  Zahlen  geschrieben.  170
Millionen  Euro  Verlust.  Die  Ursache:  überzeichnete
Ausschreibungsrunden,  gesunkene  Vergütungssätze,  notwendige
Abschreibungen auf laufende Projekte. Das Unternehmen selbst
rechnet  damit,  dass  die  Einspeisevergütung  dauerhaft  auf
niedrigem Niveau verharrt oder sogar weiter sinkt.

Und trotzdem werden neue Projekte geplant. Trotzdem werden
Bürgerversammlungen  abgehalten.  Trotzdem  werden  Wälder
vermessen, Gutachten erstellt, Bürgermeister überzeugt. Denn
auch bei sinkenden Margen lässt sich Geld verdienen – solange
genug davon aus dem öffentlichen EEG-Topf fließt und solange
Grundstückseigentümer  günstige  Pachtverträge  unterschreiben.
Die  Frage,  die  sich  jede  Gemeinde  stellen  muss:  Wessen
Interessen werden hier eigentlich vertreten?

Der  dritte  Schlag  –  Netzentgelte
kommen
Als wäre das nicht genug, kündigt sich eine dritte Belastung
an.  Die  Bundesnetzagentur  schlägt  vor,  dass  Solar-  und
Windkraftanlagen  künftig  Netzentgelte  zahlen  sollen  –  also
jene Gebühren, die bisher nur Verbraucher und konventionelle
Erzeuger entrichten mussten. Bislang nutzten die Betreiber die
Leitungsinfrastruktur kostenlos, während alle anderen für sie



mitbezahlten.

Wie hoch diese Entgelte sein werden, ist noch offen. Aber
allein  die  Ankündigung  ist  ein  Signal:  Der  politische
Rückenwind  für  die  Windkraft  dreht  sich.  Auch  bestehende
Anlagen könnten betroffen sein – ein Faktor, der in keiner der
alten  Investitionskalkulationen  berücksichtigt  wurde.  Wer
jetzt noch ein Windrad in einem Schwachwindgebiet plant – und
Teile Bayerns und Baden-Württembergs zählen zweifellos dazu –
der hat entweder die Zahlen nicht gelesen oder er rechnet
damit, dass andere für seine Fehler aufkommen. Das ist keine
Energiepolitik. Das ist Systemausnutzung.

Was das für unsere Wälder bedeutet
Man könnte diese Entwicklung als reine Finanzgeschichte abtun.
Aber für uns als Bürgerinitiative ist sie mehr als das. Sie
zeigt,  dass  die  Argumente,  mit  denen  Windräder  in  unsere
Wälder  geplant  werden,  auf  wackligem  Fundament  stehen  –
wirtschaftlich wie ökologisch.

Ein  Windrad,  das  sich  nicht  rechnet,  wird  gebaut  werden,
solange der Fördertopf groß genug ist. Ein Windrad, das sich
doch rechnet, wird gebaut werden auf Kosten unserer alten
Bäume, unseres Grundwassers, unserer Landschaft und unserer
Lebensqualität. Beides ist inakzeptabel. Denn was einmal im
Wald zerstört ist, wächst in keiner Amtszeit nach.

Die gute Nachricht, die die aktuelle Marktentwicklung bringt,
ist real: Viele Projekte werden sich nicht mehr realisieren
lassen. Investoren werden abspringen. Geplante Standorte im
Wald werden vorerst von der Liste verschwinden. Das ist eine
Atempause – kein Sieg.

Denn  solange  die  politischen  Rahmenbedingungen  nicht
grundlegend korrigiert werden, solange Flächenziele gesetzlich
verankert bleiben und Genehmigungsprozesse vereinfacht werden
sollen, bleibt der Druck auf unsere Wälder hoch. Und mit dem



nächsten  politischen  Paradigmenwechsel,  dem  nächsten
Subventionspaket,  kommt  auch  die  nächste  Welle  an
Projektentwicklern,  die  nach  renditeträchtigen  Standorten
suchen.

Wir werden weiter da sein. Laut, sachlich, hartnäckig. Für
unsere Wälder. Für eine Energiepolitik, die ehrlich ist.

.

.

.

Quellen: www.youtube.com/watch?v=n_5qEqlsN8k

„Jetzt red i“ in Atting: Viel
Meinung, wenig Substanz
Ein Kommentar der BI-Pro Natur

Wer die BR-Sendung „Jetzt red i“ aus Atting verfolgt hat,
konnte den Eindruck gewinnen, dass zentrale Zusammenhänge nur
unvollständig dargestellt wurden. Gerade bei einem Thema wie
der Energiepolitik ist jedoch eine ehrliche und vollständige
Betrachtung entscheidend.

Arbeitsplätze:  Wachstum  hier  –

https://buergerinitiative-pronatur.de/jetzt-red-i-in-atting-viel-meinung-wenig-substanz/
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Abbau dort
Josef Gold betonte, die Erneuerbaren hätten in den letzten
drei Jahren 100.000 Arbeitsplätze geschaffen. Diese Zahl steht
erstmal im Raum – doch sie beschreibt nur einen Ausschnitt der
Realität.

Gleichzeitig  verliert  die  deutsche  Industrie  massiv  an
Substanz.  Schätzungen  zufolge  sind  2025  hier  rund  124.000
Arbeitsplätze  weggefallen,  insbesondere  im  Automobil-  und
Metallsektor. Diese Entwicklung bleibt in der Erfolgserzählung
unerwähnt.

Wer  ausschließlich  den  Zuwachs  in  einer  stark  staatlich
geförderten  Branche  hervorhebt,  während  energieintensive
Kernindustrien  unter  Kostendruck  geraten  oder  Standorte
verlagern, zeichnet ein unvollständiges Bild. Es entsteht der
Eindruck, dass Daten selektiv präsentiert werden – so, dass
sie  die  eigene  Argumentation  stützen,  während  strukturelle
Gegenentwicklungen ausgeblendet bleiben.

Eine  seriöse  Debatte  müsste  beide  Seiten  der  Medaille
beleuchten: die neu entstehenden Arbeitsplätze ebenso wie die
Verluste in traditionellen Industriezweigen – und vor allem
die Frage, ob hier eine nachhaltige Wertschöpfung entsteht
oder  lediglich  eine  Verschiebung  unter  veränderten
Rahmenbedingungen.

Strompreise: Gesunken – aber warum?
Es wurde von Gold auch betont, Deutschland habe nicht mehr die
höchsten Strompreise Europas und inzwischen lägen zehn andere
Länder darüber.

Was dabei kaum Erwähnung fand: Die EEG-Umlage, die über Jahre



maßgeblich zur Höhe der Strompreise beitrug, wird heute nicht
mehr  über  die  Stromrechnung,  sondern  aus  Steuermitteln
finanziert. Die Belastung verschwindet damit nicht – sie wird
lediglich anders verteilt.

Gleichzeitig  sind  andere  Länder  durch  CO₂-Bepreisung  ihrer
Kohlekraftwerke  zusätzlich  belastet.  Eine  im  politischen
Rahmen  veränderte  Preisstruktur  in  Europa  als  nationalen
Erfolg darzustellen, greift daher zu kurz.

Auch hier zeigt sich ein Muster: Einzelne Kennzahlen werden
hervorgehoben,  während  systemische  Zusammenhänge  –
Finanzierung,  Umlagen,  Netzstabilisierung  –  nur  am  Rande
vorkommen. Das Ergebnis ist eine halbe Wahrheit, die sich gut
präsentieren lässt, aber nicht das vollständige Bild abbildet.

Der Preis der Versorgungssicherheit
Wind- und Solarstrom sind in der Erzeugung günstig – doch sie
liefern  nicht  kontinuierlich.  Deshalb  braucht  es  Backup-
Kraftwerke, Netzausbau und Speicherlösungen.

Zur Stabilisierung der Netzentgelte werden für 2026 staatliche
Mittel in Höhe von 6,5 Milliarden Euro bereitgestellt. Ohne
diese Zuschüsse würden die Netzkosten deutlich steigen. Der
Strom mag an der Quelle preiswert sein – die Systemkosten sind
es nicht.

Eine  ehrliche  Kostenbilanz  müsste  Erzeugung,  Netzausbau,
Reservekapazitäten  und  staatliche  Zuschüsse  gemeinsam
betrachten.



Vom  Waldschützer  zum  Ausbau-
Beschleuniger?
Besonders  auffällig  war  die  veränderte  Tonlage  bei  Hubert
Aiwanger. Noch vor wenigen Jahren stand er öffentlich für den
Schutz bayerischer Wälder und verteidigte die 10H-Regelung als
Schutzinstrument für Mensch und Natur. Heute tritt er als
Befürworter  eines  beschleunigten  Ausbaus  auf  –  auch  in
sensiblen Waldregionen.

Politische Positionen dürfen sich ändern. Doch eine solche
Kursverschiebung  wirft  Fragen  auf.  Was  hat  sich  in  der
Bewertung  grundlegend  verändert?  Welche  neuen  Erkenntnisse
rechtfertigen eine Abkehr von früher vertretenen Grundsätzen?
Und weshalb wird der Ausbau nun als alternativlos dargestellt,
wo zuvor Zurückhaltung gefordert wurde?

Wer  politische  Verantwortung  trägt,  sollte  Richtungswechsel
nachvollziehbar  begründen.  Gerade  beim  Thema  Waldschutz
erwarten  viele  Bürgerinnen  und  Bürger  Kontinuität  –  oder
zumindest eine transparente Erklärung für den Wandel.

Verschobene  Maßstäbe  –  vom
Kompromiss zur Ausweitung
Die Entwicklung bei den Kolleginnen und Kollegen der EjUn
verdeutlicht, wie sich Debatten im Laufe der Zeit verschieben
können – ohne dass dies hier bewertet werden soll.

Zu Beginn der Diskussion wurden zwei bis drei Windräder als
„vertretbarer  Kompromiss“  bezeichnet.  Inzwischen  ist  in
öffentlichen Aussagen von rund zehn Anlagen die Rede, die man
mittragen  wolle.  Diese  Veränderung  wirft  Fragen  auf:  Wenn
anfangs wenige Anlagen als obere Grenze definiert wurden, wie



kommt  es  zu  einer  derart  deutlichen  Ausweitung  innerhalb
relativ kurzer Zeit?

Es  entsteht  der  Eindruck,  dass  durch  zunehmende
Kompromissbereitschaft  versucht  wird,  Einfluss  zu  behalten
oder  als  konstruktiver  Gesprächspartner  wahrgenommen  zu
werden.  Doch  erfahrungsgemäß  führt  diese  Strategie  selten
dazu,  dass  Ausbaupläne  tatsächlich  kleiner  werden.  Häufig
verschiebt sich vielmehr der Ausgangspunkt der Debatte – und
mit ihm die Akzeptanzgrenze.

Genau hier liegt das Problem: Wer einmal signalisiert, dass
eine  bestimmte  Zahl  „vertretbar“  sei,  öffnet  die  Tür  für
weitere Forderungen. Aus drei werden fünf, aus fünf werden
zehn. Die Diskussion verlagert sich Schritt für Schritt – ohne
dass die grundlegende Frage neu gestellt wird.

Wir  haben  uns  bewusst  für  einen  anderen  Weg  entschieden.
Unsere  Position  ist  klar  und  bleibt  klar:  In  unseren
windschwachen Regionen stehen Nutzen und Eingriff in keinem
angemessenen Verhältnis. Deshalb halten wir weder drei noch
zehn Anlagen für sinnvoll.

Standhaftigkeit  mag  weniger  kompromissbereit  wirken  –  sie
schafft jedoch Transparenz und Verlässlichkeit. Und genau das
erwarten wir auch in dieser Debatte.

Schlusswort
Die Energiewende braucht Transparenz, belastbare Zahlen und
eine vollständige Betrachtung aller Kosten und Folgen. Was sie
nicht  braucht,  sind  selektive  Darstellungen  oder  politisch
motivierte Verkürzungen.

Wir  bleiben  bei  unserer  Linie  –  sachlich,  kritisch  und
unabhängig.



Eure BI-Pro Natur





Horst  Herman:  Profit  über
alles  –  Natur  und  Menschen
bleiben auf der Strecke

 

Horst Herman, Unternehmer und Betreiber der umstrittenen V-
Märkte, sorgt in Geiselhöring für massiven Unmut. Der Mann,
dessen Einzelhandelsketten laut Kundenbewertungen seit Jahren
in der Kritik stehen, plant, neun Windkraftanlagen mitten in
einem ökologisch wertvollen Wald zu errichten. Während Herman
selbst fernab in Mauerstetten lebt, sollen die Menschen vor
Ort mit den Auswirkungen seines Großprojekts leben.

Er war bislang nicht ein einziges Mal bei den Anwohnern vor
Ort – keine Bürgerversammlung, kein Dialog, kein Interesse am
Austausch.  Was  sich  hier  abzeichnet,  empfinden  viele  als
klassischen Fall von Gewinnstreben ohne Rücksicht auf Natur,
Anwohner oder demokratische Mitbestimmung.

https://buergerinitiative-pronatur.de/horst-herman-profit-ueber-alles-natur-und-menschen-bleiben-auf-der-strecke/
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Windräder  im  Schwachwindgebiet  –
Subventionen statt Strom
Die  geplanten  Anlagen  sollen  ausgerechnet  in  einem
ausgewiesenen  Schwachwindgebiet  entstehen  –  wirtschaftlich
grenzwertig, ökologisch fragwürdig. Doch für Investoren wie
Herman  kann  sich  das  lohnen:  Über  das  EEG  (Erneuerbare-
Energien-Gesetz)  erhalten  Windkraftbetreiber  höhere
Einspeisevergütungen  in  Regionen  mit  wenig  Wind  –  als
sogenannte  „Ausgleichsentlastung“.

So  entsteht  der  Eindruck,  dass  hier  weniger  Windenergie
erzeugt  als  vielmehr  Windkraft  zur  Geschäftsoptimierung
genutzt  wird.  Bei  einem  angenommenen  Ertrag  von  unter  60
Prozent  des  bayrischen  Durchschnitts  und  etwa  20  Jahren
Betriebszeit können dabei staatlich garantierte Einnahmen in
Millionenhöhe  generiert  werden  –  ganz  unabhängig  von  der
tatsächlichen Windleistung.

Vom Naturraum zur Industriefläche
Der Wald, den Herman erworben hat, ist bislang ein Rückzugsort
für  Mensch  und  Tier.  Er  ist  Lebensraum  für  zahlreiche
Tierarten,  Brutstätte  für  Vögel  und  ein  beliebtes
Naherholungsgebiet. Doch statt diesen Raum zu schützen, soll
er  nun  weichen  –  für  eine  Industrialisierung  mit
tonnenschweren Fundamenten, kilometerlangen Wegen und bis zu
250 Meter hohen Windkraftanlagen.

Für  viele  Bürgerinnen  und  Bürger  ist  das  ein  schwer
nachvollziehbarer Eingriff in ein intaktes Ökosystem – unter
dem  Deckmantel  der  Energiewende,  aber  mit  klarem
wirtschaftlichem  Eigeninteresse.

Bürgerbeteiligung? Fehlanzeige
Aus Sicht zahlreicher Anwohnerinnen und Anwohner wurde die
Öffentlichkeit  zu  spät  und  nur  unzureichend  informiert.



Kritiker  sprechen  davon,  dass  wesentliche  Entscheidungen
bereits  getroffen  waren,  bevor  die  Bevölkerung  überhaupt
einbezogen wurde.

„Erst als alles beschlossen war, hat man uns gesagt, was hier
wirklich geplant ist.“

Die  wenigen  Informationsveranstaltungen,  die  stattfanden,
wurden von vielen als unzureichend wahrgenommen – Fragen seien
nur unvollständig beantwortet worden, Kritik schnell abgewehrt
worden. Der Eindruck: Hier werden Fakten geschaffen – und die
Menschen vor Ort müssen sich damit abfinden.

V-Märkte: Ein Blick auf die Vergangenheit
Ein  Blick  auf  Hermans  bisherige  unternehmerische  Tätigkeit
wirft Fragen auf. Seine Supermarktkette „V-Markt“ wird auf
Portalen wie Trustpilot und Trustedshops auffallend schlecht
bewertet. Kritisiert werden unter anderem die Produktqualität,
der Kundenservice und organisatorische Mängel. Auch ehemalige
Mitarbeitende melden sich auf Plattformen wie Kununu zu Wort
und berichten von problematischen Arbeitsbedingungen.

Die Frage drängt sich auf: Sollte jemand, der bereits in einem
überschaubaren Bereich wie dem Einzelhandel erhebliche Kritik
auf sich zieht, wirklich ein komplexes Windkraftprojekt in
einem sensiblen Naturraum verantworten?

Energiewende als Geschäftsmodell
Natürlich brauchen wir erneuerbare Energien – darüber herrscht
weitgehend Konsens. Doch wenn Klimaschutz dazu führt, dass
Wälder gerodet, Tiere verdrängt und Menschen belastet werden,
stellt  sich  die  Frage:  Dient  dieses  Projekt  wirklich  dem
Gemeinwohl – oder vor allem den wirtschaftlichen Interessen
einzelner Investoren?

„Es geht hier nicht um Nachhaltigkeit, sondern um Rendite.



Der Klimaschutz wird vorgeschoben – auf Kosten der Natur.“

Hinzu kommt die wirtschaftliche Belastung für die Anwohner:
Windkraftanlagen  in  Wohnortnähe  senken  nachweislich  den
Immobilienwert.

Laut  dem  Bayerischen  Energieatlas  können  Einbußen  beim
Verkaufswert von bis zu 23 Prozent die Folge sein – je nach
Entfernung zur Anlage.

Wo bleibt die Kontrolle durch Politik und
Behörden?
Besonders besorgniserregend: Die politische Kontrolle scheint
auszubleiben.  Bisher  sind  kaum  kritische  Stimmen  aus  der
Lokalpolitik zu hören. Umweltbehörden halten sich zurück. Für
viele Bürger entsteht der Eindruck, dass hier wirtschaftliche
Interessen  stillschweigend  über  die  Bedürfnisse  der
Bevölkerung  und  den  Schutz  der  Natur  gestellt  werden.

Bürgerprotest als letzte Instanz
In  Geiselhöring  formiert  sich  nun  Widerstand.
Bürgerinitiativen  entstehen,  Petitionen  werden  vorbereitet,
Protestaktionen sind in Planung.

„Wir  kämpfen  nicht  gegen  Windkraft  –  sondern  gegen  ein
Projekt, das in seiner Ausgestaltung und Standortwahl völlig
unverhältnismäßig ist.“

Der Protest richtet sich nicht gegen den Fortschritt, sondern
gegen die Art und Weise, wie er durchgesetzt wird.

Fazit:  Rücksichtslosigkeit  im

https://www.energieatlas.bayern.de/thema_wind/windenergie_wissen/beteiligung/windraeder-und-immobilienpreise


grünen Gewand
Das  Projekt  in  Geiselhöring  zeigt  beispielhaft,  wie  die
Energiewende missbraucht werden kann – nicht als Instrument
des Umweltschutzes, sondern als Geschäftsmodell. Horst Herman
steht dabei sinnbildlich für eine Unternehmenskultur, in der
Rendite  oft  Vorrang  vor  sozialer  Verantwortung  und
ökologischem  Bewusstsein  hat.

Die Menschen in Geiselhöring aber sind entschlossen, sich zu
wehren.
Denn  eines  ist  klar:  Klimaschutz  darf  nicht  zur  Ausrede
werden, um unternehmerische Interessen auf Kosten von Mensch
und Natur durchzusetzen.

Millionengrab  im  Bayerischen
Wäldern:  Wie  der  Mega-
Windpark  Natur  und
Steuerzahler ruiniert

https://buergerinitiative-pronatur.de/millionengrab-im-bayerischen-waeldern-wie-der-mega-windpark-natur-und-steuerzahler-ruiniert/
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Was geplant ist – und was uns erwartet
Mitten in den uralten Wäldern Niederbayerns und der Oberpfalz,
zwischen  Mengkofen,  Laberweinting,  Geiselhöring,  Neufahrn,
Mallersdorf, Bayerbach, Sünching, Ergoldsbach und Schierling,
sollen 12 Windparks entstehen zusammengefasst nennen wir das
einen Mega-Windpark, wie ihn Bayern noch nie gesehen hat. Über
60 Windräder, jedes so hoch wie ein Wolkenkratzer, sollen sich
bald durch die Baumkronen drehen – und das mitten im Forst, wo
bislang Rehe, Füchse und seltene Vögel ihre Heimat hatten.

Während Bayern 2024 gerade einmal 15 neue Windräder ans Netz
brachte – weit entfernt vom selbstgesteckten Ziel von 200
Anlagen pro Jahr – plant die Staatsregierung nun den großen
Wurf:  Mega-Windparks  in  den  letzten  unberührten  Wäldern
Niederbayerns  und  der  Oberpfalz.  Was  Wirtschaftsminister
Aiwanger  als  ‚Trendwende‘  verkauft,  ist  ein  doppeltes
Desaster.

Naturzerstörung  unter  dem  Deckmantel  der
Energiewende
Was als grünes Prestigeprojekt verkauft wird, entpuppt sich
bei genauerem Hinsehen als doppeltes Millionengrab: Für die
Steuerzahler – und für die Natur. Denn für den Bau dieser
Windräder  müssen  nicht  nur  einzelne  Bäume,  sondern  ganze



Schneisen in die Wälder geschlagen werden. Es geht nicht nur
um  die  Standfläche  der  Türme,  sondern  auch  um  breite
Zuwegungen,  Kranstellflächen  und  dauerhafte  Rodungen.
Lebensräume werden zerschnitten, seltene Arten wie Fledermäuse
und Greifvögel geraten in Gefahr, und der Wald als natürlicher
CO₂-Speicher  wird  unwiederbringlich  geschwächt.
Ersatzaufforstungen  auf  dem  Papier  können  den  ökologischen
Schaden vor Ort nicht ausgleichen.

Südquote:  Subventionsmaschine  auf  Kosten  der
Allgemeinheit
Doch damit nicht genug: Die geplanten Windräder stehen in
einer der windärmsten Regionen Deutschlands. Sie drehen sich
oft  im  Leerlauf  –  kassiert  wird  trotzdem.  Dank  einer
Sonderregel  im  Erneuerbare-Energien-Gesetz  fließen  für  jede
Kilowattstunde Windstrom aus diesen Schwachwindanlagen bis zu
13  Cent  –  mehr  als  doppelt  so  viel  wie  an  windreichen
Standorten im Norden. Der Süden zahlt drauf, die Betreiber
lachen sich ins Fäustchen. Diese ‚Südquote‘ sollte eigentlich
den  Netzausbau  reduzieren,  wird  aber  zur  Goldgrube  für
Investoren auf Kosten der Stromkunden. Das ist mehr als für
Atomstrom in Großbritannien und sogar teurer als viele moderne
Gaskraftwerke. Die Industrie in der Region winkt ab: Der Strom
ist  schlicht  zu  teuer,  um  wettbewerbsfähig  zu  sein.  Die
Differenz zahlt – wie immer – die Allgemeinheit.

Beton, Kosten, Folgeschäden
Zu den direkten Subventionen kommen versteckte Kosten: Für
jedes Windrad müssen bis zu 5 km Waldwege betoniert werden –
so breit wie eine Landstraße. Wo früher Wildkatzen ihre Spuren
hinterließen,  rollen  bald  Tieflader  mit  Rotoren  durch  –
bezahlt aus Steuermitteln. Die Netzanbindung? Ebenfalls auf
Kosten der Allgemeinheit. Und wenn die Anlagen nach 20 Jahren
zurückgebaut  werden  müssen,  bleiben  tonnensweise
Betonfundamente  im  Waldboden  –  ein  ökologisches  Erbe  für



Generationen.

Abregelung  im  Sommer  –  Betreiber  kassieren
trotzdem
Und als wäre das nicht schon absurd genug, kommt es in den
Sommermonaten noch dicker: Wenn die Sonne scheint und die
Photovoltaik-Anlagen auf Hochtouren laufen, produziert Bayern
oft mehr Strom, als das Netz aufnehmen kann. Die Folge: Wind-
und Solaranlagen werden abgeregelt, der Strom wird gar nicht
erst  eingespeist  –  aber  die  Betreiber  kassieren  trotzdem
Entschädigungen. Bezahlt wird auch das aus dem großen Topf der
Steuerzahler.

Wasserkraft?  Ihr  Potenzial  ist  längst  ausgeschöpft.
Gaskraftwerke? Politisch unerwünscht und teuer. Und so wird
weiter gebaut, was das Zeug hält – koste es, was es wolle.
Während die Politik von Klimaschutz spricht, werden im Namen
der Energiewende uralte Wälder geopfert – für Windräder, die
oft stillstehen müssen, weil das Netz überlastet ist. Die
Rechnung zahlen am Ende nicht nur die Steuerzahler, sondern
auch die Natur.

Wald‑Windkraft ist politisch umstritten
Besonders pikant: Selbst Naturschutzverbände sind gespalten.
Während  der  BUND  Naturschutz  grundsätzlich  für  Windkraft
plädiert,  warnt  der  Landesbund  für  Vogelschutz  (LBV)
eindringlich:  ‚Der  Wald  darf  nicht  zur  Verfügungsmasse
werden.‘ Die geplanten Anlagen bedrohen nicht nur Rotmilan und
Schwarzstorch,  sondern  zerschneiden  auch  die  letzten
Rückzugsräume  für  Wildkatze  und  Luchs.

Blick ins Ausland: Warum dort kein Wald geopfert
wird
Ein Blick über die Grenze zeigt die Absurdität: In Österreich



werden  Windräder  in  Wäldern  kategorisch  abgelehnt.  In  der
Schweiz sind sie in Schutzgebieten verboten. Nur Deutschland
opfert seine letzten Naturräume für eine Technologie, die an
diesen Standorten wirtschaftlich unsinnig ist.

Lokaler Widerstand formiert sich

In  Laberweinting  formiert  sich  bereits  Widerstand:  Die
Bürgerinitiative „Energiewende Ja – Umzingelung Nein“ kämpft
für eine faire und nachhaltige Energiewende im Labertal. Wir
sagen  Ja  zu  grüner  Energie  und  unterstützen  den  Ausbau
erneuerbarer  Energien  –  aber  nicht  um  jeden  Preis.  Die
geplante  massive  Umzingelung  unserer  Dörfer  durch
Windkraftanlagen bedroht unsere Lebensqualität, unsere Natur
und das Miteinander in der Region. Wir setzen uns dafür ein,
dass die Energiewende mit Augenmaß und unter Einbindung der
Bürgerinnen  und  Bürger  gestaltet  wird.  Unsere  Heimat  darf
nicht zum reinen Industriegebiet werden. Es braucht Lösungen,
die sowohl den Klimaschutz als auch den Schutz unserer Dörfer
und Wälder im Blick haben.
— Simon Berleb von der Bürgerinitiative EjUn

Es geht nicht nur um ein paar Windräder. Es geht um den
Verlust  unserer  Landschaft,  um  den  Eingriff  in
jahrhundertealte Wälder, unsere Vögel und Wildtiere und um die
Zukunft  unserer  Kinder.  Während  in  Berlin  über  Klimaziele
diskutiert  wird,  sollen  hier  bei  uns  Schneisen  durch
Lebensräume  geschlagen  werden  –  für  Anlagen,  die
wirtschaftlich  nicht  tragfähig  und  ökologisch  katastrophal
sind. Das ist nicht die Energiewende, die wir wollen. Wir
fordern: Schluss mit der Zerstörung unserer Heimat!“
— Martin Promesberger von der Bürgerinitiative ProNatur

https://www.buergerinitiative-ejun.de/
https://buergerinitiative-pronatur.de


Die nackten Zahlen am Ende:
Jede der 60 geplanten Windkraftanlagen soll im Jahr rund fünf
Millionen  Kilowattstunden  liefern.  Macht  zusammen  300
Millionen  Kilowattstunden.  Die  Extra-Subvention  pro
Kilowattstunde:  sechs  Cent.  Das  ergibt  eine  jährliche
Zusatzbelastung von über 18 Millionen Euro – Jahr für Jahr,
über Jahrzehnte. In 20 Jahren summiert sich das auf mehr als
360  Millionen  Euro,  die  aus  den  Taschen  der  Bürger
verschwinden. Und das alles für Strom, der teurer ist als
Atom- oder Gaskraft, und der im Sommer oft gar nicht gebraucht
wird.

Schlusswort & Handlungsaufruf
Die Zeit drängt: Noch können die Planungen gestoppt werden.
Noch können Bürger Einspruch erheben. Doch das Zeitfenster
schließt sich. In wenigen Jahren könnten die ersten Bäume
fallen – für Windräder, die mehr kosten als sie bringen, die
öfter stillstehen als laufen, und die unsere letzten Wälder in
Industrielandschaften verwandeln.

Die Frage ist nicht, ob wir Klimaschutz brauchen. Die Frage
ist:  Müssen  wir  dafür  unsere  Seele  verkaufen?  Es  gibt
Alternativen: Photovoltaik auf versiegelten Flächen, Windkraft
an  geeigneten  Standorten,  echte  Energieeffizienz  statt
Subventionswahnsinn. Bayern hat die Wahl – noch.

Quellen & Belege
Durchschnittliche Windgeschwindigkeit in Bayern (5–6 m/s) vs.
Norden (8–9 m/s)

Studie:
https://naturschutz-initiative.de/aktuell/klartext/keine-winde
nergie-im-wald-neue-studie-des-upi-institutes-laesst-
wesentliche-aspekte-aussen-vor/

https://naturschutz-initiative.de/aktuell/klartext/keine-windenergie-im-wald-neue-studie-des-upi-institutes-laesst-wesentliche-aspekte-aussen-vor/
https://naturschutz-initiative.de/aktuell/klartext/keine-windenergie-im-wald-neue-studie-des-upi-institutes-laesst-wesentliche-aspekte-aussen-vor/
https://naturschutz-initiative.de/aktuell/klartext/keine-windenergie-im-wald-neue-studie-des-upi-institutes-laesst-wesentliche-aspekte-aussen-vor/


Höhere Kollisionsrisiken für Fledermäuse & Vögel

https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/publik
ationen/pdf/2023-05-24_Windenergieanlagen_im_Wald.pdf

Südquote im EEG – bis 20 % Zuschlag ab 2024

https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Region
ale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf

Flächenverbrauch pro Windrad im Wald (≈0,5 ha dauerhaft)

https://de.wikipedia.org/wiki/Windkraftanlage

EEG‑Vergütung  –  Subventionshöhe  bis  zu  13 Cent  und
Funktionsweise

https://www.windbranche.de/wirtschaft/eeg-verguetung

https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Region
ale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf

Österreichs Wald‑Ausschlusszone bei Windkraft

https://de.wikipedia.org/wiki/Windenergie_in_Ober%C3%B6sterrei
ch

Gefährdete  Greifvögel  im
Visier: Rotmilan-Vorkommen im
geplanten Windkraftgebiet bei

https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/publikationen/pdf/2023-05-24_Windenergieanlagen_im_Wald.pdf
https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/publikationen/pdf/2023-05-24_Windenergieanlagen_im_Wald.pdf
https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Regionale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf
https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Regionale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf
https://de.wikipedia.org/wiki/Windkraftanlage
https://www.windbranche.de/wirtschaft/eeg-verguetung
https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Regionale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf
https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Regionale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf
https://de.wikipedia.org/wiki/Windenergie_in_Ober%C3%B6sterreich
https://de.wikipedia.org/wiki/Windenergie_in_Ober%C3%B6sterreich
https://buergerinitiative-pronatur.de/gefaehrdete-greifvoegel-im-visier-rotmilan-vorkommen-im-geplanten-windkraftgebiet-bei-pramersbuch-entdeckt/
https://buergerinitiative-pronatur.de/gefaehrdete-greifvoegel-im-visier-rotmilan-vorkommen-im-geplanten-windkraftgebiet-bei-pramersbuch-entdeckt/
https://buergerinitiative-pronatur.de/gefaehrdete-greifvoegel-im-visier-rotmilan-vorkommen-im-geplanten-windkraftgebiet-bei-pramersbuch-entdeckt/


Pramersbuch entdeckt

Mitten im Herzen der niederbayerischen Kulturlandschaft spitzt
sich  ein  grundlegender  Zielkonflikt  zwischen  der  dringend
benötigten Energiewende und dem Schutz bedrohter Arten zu. Im
Gebiet  rund  um  Pramersbuch,  wo  die  Errichtung  mehrerer
moderner  Windkraftanlagen  geplant  ist,  wurden  in  den
vergangenen  Wochen  wiederholt  Rotmilane  (Milvus  milvus)
gesichtet  –  eine  in  Deutschland  streng  geschützte
Greifvogelart, die als besonders windkraftsensibel gilt.

Die geplanten Windenergieanlagen, die jeweils eine Leistung
von 7,2 Megawatt und eine Gesamthöhe von 261 Metern erreichen
sollen, sind Teil eines groß angelegten Projekts zur Förderung
erneuerbarer Energien in der Region Mengkofen. Ziel ist es,
klimafreundlichen  Strom  für  mehr  als  33.000  Haushalte  zu
erzeugen und die lokale Wertschöpfung zu stärken. Doch der
Schutz  der  Artenvielfalt  stellt  die  Planer  vor  erhebliche
Herausforderungen.

https://buergerinitiative-pronatur.de/gefaehrdete-greifvoegel-im-visier-rotmilan-vorkommen-im-geplanten-windkraftgebiet-bei-pramersbuch-entdeckt/


Rotmilan: Ein Symbol für Bayerns Artenvielfalt

Der  Rotmilan  ist  nicht  nur  ein  faszinierender  Greifvogel,
sondern auch ein Symbol für die biologische Vielfalt Bayerns.
Deutschland trägt eine besondere Verantwortung für den Erhalt
dieser Art, da hier etwa die Hälfte des weltweiten Bestands
brütet. Rotmilane sind auf strukturreiche Kulturlandschaften
angewiesen, in denen sie ausreichend Nahrung und geeignete
Brutplätze  finden.  Gerade  diese  Lebensräume  sind  jedoch
zunehmend  durch  Infrastrukturprojekte  wie  Windkraftanlagen
bedroht.

Präzise Nachweise durch engagierte Bürgerinnen und Bürger

In  den  letzten  Wochen  haben  aufmerksame  Anwohnerinnen  und
Anwohner  mehrfach  Rotmilane  beim  Jagen,  Kreisen  und  Ruhen
beobachtet. Die Beobachtungen wurden sorgfältig dokumentiert:
Viele  hochauflösende  Fotos  teilweise  mit  GPS-Koordinaten,
Datum  und  Uhrzeit  belegen  eindeutig,  dass  sich  die  Tiere
regelmäßig im betroffenen Areal aufhalten – und zwar nicht
zufällig,  sondern  mit  territorialem  Bezug.  Die  Sichtungen
deuten auf mehrere ortsansässige Paare hin.

Die Bürgerinitiative hat die Nachweise systematisch gesammelt
und in Beobachtungsprotokollen festgehalten. Mehrere Personen
haben  die  Aktivitäten  der  Rotmilane  unabhängig  voneinander
bestätigt. „Die Tiere fliegen regelmäßig über die geplanten
Standorte  hinweg  –  teils  genau  auf  Höhe  der  späteren
Rotorblätter.  Das  ist  ein  klares  Alarmzeichen“,  erklärt
Bürgerinitiative  Pronatur.  „Wir  sprechen  uns  nicht
grundsätzlich gegen Windkraft aus – aber nicht an Orten, wo
sie streng geschützte Arten gefährdet.“

Gesetzliche Lage: Artenschutz als verbindliches Leitprinzip

Die  rechtliche  Situation  ist  eindeutig:  Nach  dem
Bundesnaturschutzgesetz und dem europäischen Naturschutzrecht
dürfen Windkraftanlagen nicht in Gebieten errichtet werden, in
denen  windkraftsensible  Arten  wie  der  Rotmilan  regelmäßig



vorkommen.  Das  sogenannte  „Helgoländer  Papier“  der
Länderarbeitsgemeinschaft  der  Vogelschutzwarten  empfiehlt
einen  Mindestabstand  von  1.000  bis  1.500  Metern  zu  einem
Horst. Darüber hinaus ist das gesamte Umfeld – insbesondere in
einem  Radius  von  bis  zu  3.000  Metern  –  auf  bedeutende
Jagdhabitate zu prüfen. Wird eine erhebliche Kollisionsgefahr
festgestellt,  ist  das  Vorhaben  in  der  Regel  nicht
genehmigungsfähig.

In Bayern wurden bereits zahlreiche Windkraftprojekte aufgrund
nachgewiesener  Rotmilan-Vorkommen  untersagt  oder  gestoppt.
Auch  technisch  gesteuerte  Abschaltzeiten  gelten  aus
artenschutzrechtlicher Sicht nicht als ausreichend, sofern das
Kollisionsrisiko insgesamt als erheblich eingestuft wird.

Energiewende und Naturschutz: Ein Balanceakt

Die Energiewende ist ein zentrales gesellschaftliches Ziel,
das auch in der Region Mengkofen mit Nachdruck verfolgt wird.
Die geplanten Windkraftanlagen sollen einen wichtigen Beitrag
zur Reduktion von CO₂-Emissionen und zur Unabhängigkeit von
fossilen Rohstoffen leisten. Doch der Schutz bedrohter Arten
wie des Rotmilans darf dabei nicht ins Hintertreffen geraten.
Der Naturschutzbund (NABU) und andere Umweltverbände mahnen,
dass die gesetzlichen Vorgaben konsequent eingehalten werden
müssen und Ausnahmen nur in eng begrenzten Fällen zulässig
sind.

Forderungen  der  Bürgerinitiative:  Planungsstop,  Transparenz
und unabhängige Gutachten

Angesichts der dokumentierten Rotmilan-Aktivitäten fordert die
Bürgerinitiative  einen  sofortigen  Stopp  der  aktuellen
Windkraftplanungen im Gebiet Pramersbuch. Es sei unerlässlich,
zunächst  ein  unabhängiges,  fachlich  fundiertes
Artenschutzgutachten in Auftrag zu geben, das die Situation
vor Ort objektiv bewertet. Nur so könne sichergestellt werden,
dass die streng geschützten Greifvögel nicht durch den Bau und



Betrieb der Anlagen gefährdet werden.

Darüber hinaus setzt sich die Initiative für eine transparente
Beteiligung der Öffentlichkeit im gesamten Planungsverfahren
ein. Sämtliche gesetzlichen Vorgaben im Bereich Arten- und
Naturschutz  müssten  konsequent  eingehalten  werden  –  ohne
Abstriche und ohne voreilige Ausnahmen.

„Artenschutz  ist  kein  Luxus,  sondern  ein  gesetzlich
verankertes Grundprinzip. Die Energiewende muss im Einklang
mit dem Naturschutz stehen – nicht auf Kosten unserer letzten
Greifvögel“, betont die Bürgerinitiative Pronatur.

Die  kommenden  Monate  werden  zeigen,  ob  es  gelingt,  einen
tragfähigen Kompromiss zwischen Klimaschutz und Artenschutz zu
finden – oder ob der Rotmilan zum Symbol eines ungelösten
Zielkonflikts in der bayerischen Energiewende wird.

Bürgerinitiative  ProNatur
ruft  zur  Teilnahme  auf:
Entscheidung  über
Windvorrangflächen  steht
bevor

https://buergerinitiative-pronatur.de/buergerinitiative-pronatur-ruft-zur-teilnahme-auf-entscheidung-ueber-windvorrangflaechen-steht-bevor/
https://buergerinitiative-pronatur.de/buergerinitiative-pronatur-ruft-zur-teilnahme-auf-entscheidung-ueber-windvorrangflaechen-steht-bevor/
https://buergerinitiative-pronatur.de/buergerinitiative-pronatur-ruft-zur-teilnahme-auf-entscheidung-ueber-windvorrangflaechen-steht-bevor/
https://buergerinitiative-pronatur.de/buergerinitiative-pronatur-ruft-zur-teilnahme-auf-entscheidung-ueber-windvorrangflaechen-steht-bevor/
https://buergerinitiative-pronatur.de/buergerinitiative-pronatur-ruft-zur-teilnahme-auf-entscheidung-ueber-windvorrangflaechen-steht-bevor/


Am Donnerstag, den 10. Juli 2025, um 9:00 Uhr, kommt der



Planungsausschuss  des  Landkreises  Straubing-Bogen  zu  einer
richtungsweisenden Sitzung im Landratsamt Straubing zusammen.
Im Mittelpunkt steht ein Thema, das in den letzten Monaten für
hitzige  Debatten  und  wachsenden  Unmut  in  der  Bevölkerung
gesorgt  hat:  die  Festlegung  von  Windvorrangflächen  im
Landkreis.

Die Sitzung könnte endgültig über die Flächen entscheiden, auf
denen künftig Windkraftanlagen errichtet werden dürfen – ein
Schritt,  der  aus  Sicht  der  Bürgerinitiative  ProNatur
tiefgreifende Folgen für Landschaft, Natur und Lebensqualität
im ländlichen Raum hätte. Aus diesem Grund ruft die Initiative
alle Bürgerinnen und Bürger des Landkreises auf, zahlreich an
der Sitzung teilzunehmen, um ein klares Zeichen gegen den Bau
von Windrädern im Landkreis zu setzen.

„Wir sind nicht gegen erneuerbare Energien – aber wir sind
gegen eine ideologisch getriebene Windkraftplanung, die ohne
Rücksicht auf Mensch, Natur und Heimat durchgedrückt werden
soll“, erklärt ein Sprecher von ProNatur. „Es geht um den
Erhalt unserer einzigartigen Kulturlandschaft, um Artenschutz,
um den Schutz vor gesundheitlichen Risiken durch Infraschall
und um die Frage, ob Bürgerinteressen überhaupt noch Gehör
finden.“

Entscheidung hinter verschlossenen Türen?

Viele Mitglieder der Bürgerinitiative kritisieren, dass die
Planung weitgehend ohne transparente Bürgerbeteiligung erfolgt
sei. Zahlreiche Eingaben, Einwände und kritische Stimmen aus
der  Bevölkerung  seien  zwar  entgegengenommen,  aber  bislang
nicht ernsthaft berücksichtigt worden.

Auch rechtliche und ökologische Bedenken – etwa der Schutz von
Vogelarten,  die  Nähe  zu  Wohngebieten  oder  die  Frage  der
Wirtschaftlichkeit – seien untergeordnet behandelt worden, so
ProNatur. Nun steht die Sorge im Raum, dass der Ausschuss die
Flächen trotz breiter Ablehnung in der Bevölkerung festlegen



könnte.

„Wir müssen sichtbar sein – für die Entscheidungsträger im
Ausschuss und für die Öffentlichkeit. Nur wenn viele Menschen
Gesicht zeigen, kann verhindert werden, dass unser Landkreis
zur  Industriezone  für  Windkraft  wird“,  so  der  Appell  der
Initiative.

Hintergrund

Im Zuge der nationalen Energiewende und der Klimaziele sollen
auch  im  Landkreis  Straubing-Bogen  sogenannte
Windvorrangflächen ausgewiesen werden – also Gebiete, in denen
Windenergie  bevorzugt  und  vorrangig  ausgebaut  werden  soll.
Kritiker  befürchten,  dass  es  zu  einer  Zerstückelung  der
Landschaft,  einer  Gefährdung  von  Tierarten  sowie  zu  einer
Entwertung  von  Immobilien  kommen  könnte.  Auch  der
fehlende/schwache  Wind  in  manchen  Gebieten  und  die
unkalkulierbaren  Auswirkungen  auf  Mensch  und  Natur  sind
Gegenstand intensiver Diskussionen.

Fakten zur Sitzung
• Wann: Donnerstag, 10. Juli 2025, 9:00 Uhr
• Wo: Landratsamt Straubing, Sitzungssaal
•  Thema:  Entscheidung  über  Windvorrangflächen  im  Landkreis
Straubing-Bogen
•  Aufruf:  Teilnahme  aller  interessierten  Bürgerinnen  und
Bürger zur öffentlichen Sitzung und zum friedlichen Protest

Offener Brief an Herrn Hubert

https://buergerinitiative-pronatur.de/offener-brief-an-herrn-hubert-aiwanger/


Aiwanger

Offener Brief an Herrn Hubert Aiwanger

Dieser hat am 12.06.2025 auf Instagram über den den Account
des  Bayerischen  Wirtschaftsministeriums  Folgenden  Text
Veröffentlicht:

Du denkst, wir pflastern Bayerns Wälder mit Windrädern zu? So
einfach ist es nicht.�

Wenn wir über die Energiewende sprechen, darf die Windkraft
nicht fehlen.

➡️ Und hier muss Bayern aufholen. Gekauft. Das Ziel der
Staatsregierung, 1000 neue Windräder in Bayern bis 2030, ist
erreichbar, aber nur, wenn der Wald mitberücksichtigt wird.

https://buergerinitiative-pronatur.de/offener-brief-an-herrn-hubert-aiwanger/


Über ein Drittel der Landesfläche ist Wald, diese Gebiete
liegen in der Regel am weitesten von Siedlungen entfernt und
sind häufig der einzige Standort, an dem vorgegebene Abstände
überhaupt eingehalten werden können.

Jetzt denkst du vielleicht, wir opfern wertvollen Wald für
die Energiewende. �
Fakt ist aber, dass Natur und Bürger profitieren können.

�  Viele  Windräder  sind  Bürgerprojekte,  wie  aktuell  im
Hofoldinger  Forst  bei  München.  Die  Anwohner  profitieren
direkt vom Stromverkauf.

Für den Bau der Windräder müssen Bäume gefällt werden, doch
rundherum wird aufgeforstet oder ein Lebensraum geschaffen,
der außerhalb des Waldes längst Mangelware ist. Die Natur
gewinnt dazu – und für Vögel sind Windräder längst nicht so
gefährlich wie Katzen, Fenster oder Straßen. �

Windkraft im Wald ist mehr als saubere Energie.
Die  Pachteinnahmen  �  helfen  auch  dabei,  den  Wald  aktiv
umzubauen und widerstandsfähiger gegen den Klimawandel zu
machen.

Was denkst du? Bist du bereit für Windräder im Wald bei dir
daheim oder hast du Zweifel?
Schreib deine Meinung in die Kommentare. �.

Daraufhin  bekam  Herr  Aiwainger  innerhalb  nur  24  Stunden
Extreme Kritik von 31 Lesern und er hatte nur 3 Befüworter.



Offener Brief an Herrn Hubert
Aiwanger

Sehr geehrter Herr Aiwanger,

mit großem Erstaunen und wachsender Besorgnis verfolgen
wir Ihre jüngsten Werbekampagnen für den Ausbau der
Windenergie in Bayern, insbesondere auf Plattformen wie
Instagram.  Sie  präsentieren  Windräder  als
zukunftsweisende  Lösung,  doch  die  Realität  vor  Ort
sieht ganz anders aus: Während Sie in den sozialen
Medien nur auf drei Befürworter stoßen, sprechen sich
31  Stimmen  klar  gegen  Ihre  Pläne  aus,  Bayern  mit
Windrädern zu überziehen. Die überwältigende Mehrheit
der Bürgerinnen und Bürger – sowohl direkt als auch
indirekt  betroffen  –  lehnt  die  Errichtung  von
Windkraftanlagen in unserer Heimat entschieden ab.

Wie  bereits  erwähnt,  zeigen  sowohl  Ihre  eigenen
Instagram  Beiträge  als  auch  unsere
Unterschriftensammlung ein klares Bild: Über 80% der
nicht direkt betroffenen Menschen sprechen sich gegen
Windräder in unseren Wäldern aus. Bei den direkten
Anwohnern ist die Ablehnung sogar noch deutlicher – 95%
bis zu 100% der Befragten sind gegen Windkraftanlagen
in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft. Diese Zahlen sind
ein  unmissverständliches  Signal,  das  Sie  als
verantwortlicher  Minister  nicht  länger  ignorieren
dürfen.

Die Nachteile von Windenergieanlagen sind vielfältig
und  gravierend.  Sie  reichen  von  der  massiven
Beeinträchtigung  des  Landschaftsbildes  über  die
Zerstörung wertvoller Natur- und Erholungsräume bis hin
zu  erheblichen  gesundheitlichen  Belastungen  für  die
Anwohner. Der Lärm, der von den Anlagen ausgeht, ist



nicht  nur  störend,  sondern  kann  nachweislich  zu
Schlafstörungen,  Stress  und  anderen  gesundheitlichen
Problemen führen. Der sogenannte Infraschall, der von
Windrädern ausgeht, ist ein weiteres, bislang viel zu
wenig  beachtetes  Risiko  für  die  Gesundheit  der
Menschen.

Darüber  hinaus  werden  durch  den  Bau  von
Windkraftanlagen  große  Flächen  Wald  gerodet  und
Lebensräume für zahlreiche Tierarten unwiederbringlich
zerstört.  Besonders  betroffen  sind  seltene  und
geschützte Arten wie Fledermäuse und Greifvögel, die
durch die Rotoren getötet werden. Die Versiegelung von
Böden, der Bau von Zufahrtswegen und die Errichtung von
Betonfundamenten  hinterlassen  dauerhafte  Schäden  in
unseren sensiblen Ökosystemen.

Auch  wirtschaftlich  sind  Windräder  keineswegs  die
Heilsbringer, als die sie oft dargestellt werden. Die
Stromerzeugung ist wetterabhängig und schwankend, was
zu einer unsicheren Versorgungslage führt. Die Kosten
für den Ausbau der Netze und die notwendige Speicherung
des  Stroms  werden  auf  die  Verbraucher  abgewälzt.
Gleichzeitig sinken die Immobilienwerte in der Nähe von
Windkraftanlagen  drastisch,  was  für  viele  Familien
existenzielle Folgen hat.

Ein  weiterer,  oft  übersehener  Punkt  ist,  dass  die
Interessen und Sorgen der betroffenen Anwohner bei der
Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen regelmäßig
ignoriert werden. Entscheidungen werden häufig über die
Köpfe der Menschen hinweg getroffen, ohne Rücksicht auf
deren Lebensqualität, Gesundheit und die Zukunft ihrer
Heimat. Immer wieder zeigt sich, dass wirtschaftliche
Interessen  von  Investoren  und  Projektentwicklern  im
Vordergrund stehen, während die berechtigten Anliegen
der  Bevölkerung  keinerlei  Gewicht  haben.  Dieses
Vorgehen  führt  zu  Frust,  Unmut  und  einer  tiefen



Entfremdung zwischen Politik und Bürgern – und es macht
deutlich,  dass  der  Ausbau  der  Windkraft  gegen  den
Willen der Mehrheit durchgesetzt werden soll.

Zudem  ist  die  Frage  der  Versorgungssicherheit  und
Netzstabilität  weiterhin  ungelöst.  Windenergie  ist
volatil und nicht grundlastfähig. In windarmen Zeiten
drohen  Versorgungslücken,  die  durch  teure  und
umweltschädliche Reservekraftwerke ausgeglichen werden
müssen.  Die  Abhängigkeit  von  wetterabhängigen
Energiequellen kann zu einer gefährlichen Instabilität
im Stromnetz führen – mit unkalkulierbaren Folgen für
Wirtschaft und Gesellschaft.

Auch der oft propagierte Beitrag der Windenergie zum
Klimaschutz  ist  kritisch  zu  hinterfragen.  Die
Herstellung,  der  Transport  und  die  Errichtung  von
Windkraftanlagen verursachen erhebliche Mengen an CO₂
und anderen Schadstoffen. Die Entsorgung der riesigen
Rotorblätter und Fundamente nach Ablauf der Lebensdauer
ist  bislang  ungelöst  und  stellt  eine  enorme
Umweltbelastung dar. Es ist ein Trugschluss zu glauben,
dass Windräder per se klimaneutral sind.

Als Sohn eines Landwirts und Diplom-Agraringenieur (FH)
der  Fachhochschule  Weihenstephan  sollten  Sie,  Herr
Aiwanger, eigentlich aus erster Hand wissen, welche
gravierenden Folgen der Bau von Windkraftanlagen in
Wäldern und auf landwirtschaftlichen Flächen mit sich
bringt.  Gerade  Sie  müssten  die  Bedeutung  intakter
Böden,  gesunder  Wälder  und  funktionierender
landwirtschaftlicher  Flächen  für  unsere
Ernährungssicherheit,  den  Wasserhaushalt  und  das
ökologische  Gleichgewicht  kennen.  Die  Rodung  von
Waldflächen für Windräder zerstört nicht nur wertvolle
Lebensräume,  sondern  beeinträchtigt  auch  die
Schutzfunktionen des Waldes, etwa beim Hochwasserschutz
und als CO₂-Speicher. Auf Feldern führen die massiven



Fundamente,  Zufahrtswege  und  Baustellen  zu
Bodenverdichtung,  Erosionsgefahr  und  langfristigen
Ertragseinbußen. Die landwirtschaftlichen Betriebe, die
ohnehin  schon  unter  wirtschaftlichem  Druck  stehen,
werden so zusätzlich belastet und in ihrer Existenz
gefährdet.  Gerade  von  Ihnen,  mit  Ihrem  fachlichen
Hintergrund  und  Ihrer  Herkunft,  hätten  wir  mehr
Verständnis  und  Einsatz  für  den  Schutz  unserer
natürlichen  Lebensgrundlagen  erwartet.

Besonders kritisch sehen wir auch, dass sich einige
Waldbesitzer  und  Grundstückseigentümer  durch  die
Verpachtung  ihrer  Flächen  an  Windkraftbetreiber
persönlich bereichern, während die negativen Folgen für
Umwelt, Natur und die Allgemeinheit in Kauf genommen
werden.  Es  ist  moralisch  höchst  fragwürdig,
kurzfristige  finanzielle  Vorteile  über  den
langfristigen Schutz unserer Heimat und der natürlichen
Lebensgrundlagen  zu  stellen.  Die  Verlockung,  mit
Pachteinnahmen ein sicheres Einkommen zu erzielen, darf
nicht  dazu  führen,  dass  wertvolle  Wälder  und
Landschaften  unwiederbringlich  zerstört  werden.  Wer
sich auf diese Weise bereichert, handelt nicht im Sinne
des Gemeinwohls, sondern trägt aktiv zur Spaltung der
Dorfgemeinschaft und zur Zerstörung unserer Umwelt bei.

Herr Aiwanger sie sollten sich für eine Energiepolitik
einzusetzen, die auf Augenmaß, Vernunft und den Schutz
unserer  bayerischen  Heimat  setzt.  Die  Menschen  in
Bayern erwarten von ihrer Landesregierung, dass sie
nicht  blind  einem  Trend  folgt,  sondern
verantwortungsvoll abwägt, was wirklich gut und richtig
für Land und Leute ist. Stoppen Sie den weiteren Ausbau
der Windenergie in sensiblen Gebieten und setzen Sie
sich  stattdessen  für  eine  nachhaltige,
naturverträgliche  und  sozial  gerechte  Energiepolitik
ein. Es gibt zahlreiche Alternativen, die den Schutz



unserer  Heimat  und  die  Versorgungssicherheit
gleichermaßen gewährleisten können – von der Förderung
der Solarenergie auf bereits versiegelten Flächen bis
hin  zu  innovativen  Speichertechnologien  und  einer
echten Energieeinsparung.

Wir fordern Sie daher auf, die Sorgen und Argumente der
betroffenen Bürgerinnen und Bürger ernst zu nehmen und
von weiteren Plänen zur Errichtung von Windrädern in
sensiblen Gebieten Abstand zu nehmen. Setzen Sie sich
stattdessen  für  echte  Alternativen  ein,  die  unsere
Heimat und unsere Lebensqualität bewahren!

Mit freundlichen Grüßen

Bürgerinitiative ProNatur


